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Charakteristik

Die meditaxa Group e. V. ist ein bundesweites Netzwerk von insgesamt 17 Steuerberatungs- 
und Fachanwaltskanzleien. Über 10.000 Mandate werden deutschlandweit von uns betreut. 
Wir beraten Heilberufler von der Gründung bis zur Praxis- oder Geschäftsübergabe – bereits 
seit 1949 und seit 1997 als eingetragener Verein.

Das meditaxa-Fachmagazin erscheint 2024 bereits im 108. Jahrgang. Mit dem Magazin  
erhalten die Leser seit über 25 Jahren unabhängige und sachlich aktuelle Informationen und 
Unterstützung bei betriebswirtschaftlichen, rechtlichen und praxisorganisatorischen Auf-
gaben. Die Gültigkeit der Themen reicht weit über das Erscheinungsdatum hinaus, so dass 
es auch in den folgenden Quartalen gelesen und zur Recherche genutzt wird. Das Spektrum 
aus Aktuellem, Servicethemen, wichtigen Tipps, Trends und Fachartikeln bietet den Lesern 
einen hohen Nutzwert und Wissensvorsprung.

THEMEN, DIE HEILBERUFLER  
ERREICHEN – BUNDESWEIT

Zielgruppe 
Heilberufler und Heilmittelerbringer, MVZ (Medizinische  
Versorgungszentren), (Privat-)Kliniken, Apotheken

Auflage 
4.000 Exemplare

Erscheinungsweise 
4 x jährlich in der Quartalsmitte –  
Februar, Mai, August und November

Heftformat 
210 x 297 mm

Jahrgang  
108. Jahrgang 2024
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Die Leserinnen und Leser des meditaxa-Fachmagazins 

•	 Heilberufler und Heilmittelerbringer: Freiberufler und Niedergelassene 
mit eigener Praxis, darunter Hausärzte, Zahnärzte, Physiotherapeuten, 
Psychotherapeuten, Augenärzte, Tierärzte, usw.)

•	 MVZ (Medizinische Versorgungszentren)

•	 (Privat-)Kliniken, darunter Beauty-/Rehakliniken sowie Kurzentren

•	 Apotheken

Zielgruppe

Die Leser des meditaxa-Fachmagazins sind überdurchschnittlich hoch gebildet und verfügen 
über ein hohes Haushaltsnettoeinkommen. Themen wie beruflicher Erfolg, Wohlstand, 
Genuss und Reisen, Verantwortung und Teilhabe am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben sind unseren Lesern sehr wichtig. Sie gehören zur Premium-Zielgruppe aus der obe-
ren Mittelschicht, sind entscheidungsstark und verfügen über eine hohe Kaufkraft.

Interessen der primären Zielgruppe: Finanzprodukte, Geldanlagen und Wertpapiere, Ver-
sicherungen und Altersvorsorgeprodukte.

Das meditaxa-Fachmagazin wird der Zielgruppe im Gespräch, bei Tagungen und Events 
persönlich überreicht oder per Post zugestellt. Rückmeldungen der Zielgruppe bestätigen, 
dass das Magazin nahezu garantiert gelesen wird. 

Die sekundäre Zielgruppe: Viele unserer Mandantinnen und Mandanten reichen das 
Magazin ihrem Praxisteam sowie ihren Patienten weiter und geben es an Familie und 
Freunde. Darüber hinaus stellen unsere 17 Mitgliedskanzleien das Magazin ihren Partnern 
und Mitarbeitern zur Verfügung, was den Leserkreis um ein Vielfaches erweitert.

HOHE LESEQUOTE
– IN JEDEM QUARTAL
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Ein attraktives Werbeumfeld

DIREKT ZU HÄNDEN DER
EXKLUSIVEN ZIELGRUPPE

Das meditaxa-Fachmagazin bietet das perfekte Werbeumfeld für 

•	 Automobile der gehobenen Klasse
•	 Reisen und Wellness
•	 Fortbildungen
•	 Immobilien
•	 Weine und Spezialitäten
•	 Gehobene Events
•	 Büromöbel der gehobenen Klasse
•	 Unterhaltungselektronik und Mobilelektronik
•	 Juweliere

Unsere Medienpartner erreichen passgenau ihre Zielgruppe und das exklusiv  
und pro Ausgabe konkurrenzfrei über den Vorzugsplatz (Umschlagseite 2)  
im meditaxa-Fachmagazin.
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Medienpartner werden und eine zusätzliche  
und attraktive Zielgruppe der oberen  
Mittelschicht erreichen.

INFORMATIV UND WERBEFREI
– PLATZIEREN SIE SICH EXKLUSIV

Titelseite Umschlagseite 2 (U2) 
Anzeige 1/1 Seite

S: 175 x 267 mm 
A: 210 x 297 mm 
(zzgl. 3 mm Anschnitt)
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Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,

Besuchen Sie uns 

auch im Internet:

 meditaxa.de

Eine Praxisbewertung erfolgt nicht nur, wenn Praxis­
inhaber die Praxisabgabe auf dem Weg in den Ruhestand  
planen. Auch andere Situationen – u. a. Gesellschafterwech­
sel, Streitfälle und Besteuerung – führen zur Notwendigkeit 
einer Praxiswertermittlung. Der Bewertungsanlass ergibt 
nicht nur die Wichtigkeit über die Bedeutung und die Ver­
bindlichkeit des ermittelten Praxiswertes, sondern ist auch 
ausschlaggebend für die Wahl der Bewertungsmethode.  
Lesen Sie alles Wichtige dazu in unserem Leitartikel 

„Praxis bewertung: Wieso? Weshalb? Warum?“.

Die Verpflichtung von Ärzten zur Dokumentation ergibt 
sich berufsrechtlich aus der jeweiligen Berufsordnung für 

Ärzte (BO) und im Zivilrecht aus § 630 f Abs. 1 BGB. Eine elektronische Doku­
mentation ist nach beiden Vorschriften möglich. Ärzte müssen dabei Besonder­
heiten bei der Führung und Übermittlung an Krankenkassen und Kassenärztliche 
Vereinigungen beachten, um bei der Honorarabrechnung keine Schwierigkeiten zu 
bekommen. Mehr dazu in unserem meditaxa Spezial auf Seite 14.

„Marketing für die Arztpraxis ist überbewertet. Patienten gibt es wie Sand am 
Meer.“ In der Tat sind nicht alle Marketingmaßnahmen notwendig, die das Hand­
buch hergibt. Das kleine Einmal­Eins sollte man allerdings beachten: Der erste  
Eindruck – und nicht nur der von Patienten, sondern auch von potenziellen Fach­
kräften und Zuweisern – und die damit verbundene marktorientierte Praxis­
führung beeinflussen nachhaltig den Erfolg von Niedergelassenen. Mehr dazu in 
Praxisnah auf Seite 24. 

Wir begrüßen Sie im neuen Jahr 2023 und wünschen eine aufschlussreiche Lektüre.

Ihre meditaxa­Redaktion

Matthias Haas

Vorstandsvorsitzender

der meditaxa group e. V.
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Anzeigenpreise rabattfähig, 4-farbig Euroscala 
Vorzugsplatz Umschlagseite 2: 1.782,– Euro zzgl. gesetzlicher Mehrwertsteuer



GANZ NAH AN DER ZIELGRUPPE
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Einkommensteuerbefreit?
Stipendien zur regionalen Bindung
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Ausgaben 2024 Erscheinungs-
termin

 Anzeigenschluss/ 
Rücktrittstermin

Druckunterlagen-
schluss

 Februar 108/2024 05.02.2024 05.01.2024 12.01.2024

 Mai 109/2024 06.05.2024 05.04.2024 12.04.2023

 August 110/2024 05.08.2024 05.07.2024 12.07.2024

 November 111/2024 05.11.2024 07.10.2024 11.10.2024

U2 für 1 Ausgabe (1 Quartal)� € 1.782,–

Rabatte Bei Abnahme innerhalb eines Kalenderjahres
Malstaffel

ab 2 Ausgaben	 3%

ab 3 Ausgaben	 5%

ab 4 Ausgaben	 8%

Alle Preise verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.
Es gelten unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Anzeigen.

Druck 		  Umschlag/Inhalt: Bogenoffsetdruck
Verarbeitung 	 Rückendrahtheftung 
Magazinformat 	 DIN A4, 210 mm breit x 297 mm hoch 
Papier 		  Umschlag: 250 g/m² h´frei matt Bilderdruck
			   Inhalt: 135 g/m² h´frei matt Bilderdruck
Druckvorlagen 	 PDF/X3-Dateien mit farbverbindl. Proof 
Daten	  	 daten@meditaxa.de

Finanzkrisen in der Praxis
Bewältigen oder sauber abschließen

Flankenschutzfahnder
Treten Sie bitte ein – oder nicht?!

CO2-Fußabdruck
Digitalisierungim Gesundheitswesen

Bereitschaftsdienst
Sozialversicherungspflicht und Honorar
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Ihre Ansprechpartner:

WIR SIND FÜR SIE DA
– KONTAKTIEREN SIE UNS

Kontakt 
Beratung und Buchung
MMM GmbH 
Carolin Mink
Tel.: 06202 409 097-1
mink@meditaxa.de 
www.meditaxa.de
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Matthias Haas
Vorstandsvorsitzender; 
Rechtsanwalt/Steuerberater, 
Fachanwalt für Steuerrecht;
Kanzlei Haas & Hieret  
Partnerschaftsgesellschaft

Widerruf der Option zur Umsatzsteuerpflicht

Arbeitszimmer für Partner  
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft

Das Umsatzsteuergesetz ordnet ausgeführte steuerbare Um­
sätze in steuerpflichtig oder steuerfrei ein. In der Regel kann 
diese Einordnung nicht umgangen werden. Trotzdem gibt es 
vom Gesetzgeber vorgesehene Umsätze, die normalerweise  
steuerfrei sind, aber unter bestimmten Voraussetzungen 
der Steuerpflicht zugeordnet werden können. Dazu gehören  
unter anderem Grundstücksveräußerungen, die mit der  
Umsatzsteueroption steuerpflichtig sind.
Ein Urteil des Bundesfinanzhofs hat dazu geführt, dass ein 
Widerruf des Verzichts auf die Steuerbefreiung möglich ist. 
Eine Steuerpflichtige veräußerte ihr Grundstück und ver­
zichtete dabei auf die Anwendung der Option. Als die Käuferin  
einige Zeit später einen Teil des erworbenen Grundstücks 
weiterverkaufen wollte, machte sie vorher in Absprache mit 

der Veräußerin die Steuerbefreiung rückgängig und optierte 
stattdessen. Als das Finanzamt davon Kenntnis erlangte, er­
kannte es den Widerruf nicht an. Ein nachträglicher Widerruf  
des Verzichts zur Option sei nicht möglich. Letztendlich 
entschied der BFH jedoch, dass ein solcher Widerruf unter 
Umständen doch möglich sein kann. Grundsätzlich wird die 
Anwendung der Option bzw. der Verzicht bei Grundstücks­
verkäufen in dem maßgeblichen Kaufvertrag oder einem zu­
sätzlichen notariellen Vertrag festgehalten. Der Widerruf des 
Verzichts auf die Steuerbefreiung kann allerdings außerhalb 
dieser notariellen Urkunde erfolgen. Er ist möglich, solange 
die Steuerfestsetzung für das Jahr der Leistungserbringung 
noch anfechtbar oder noch nach § 164 AO änderbar ist.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
gilt bei Ehegatten hinsichtlich der Nutzung des Arbeits­
zimmers nur durch einen der beiden Beteiligten folgender 
Grundsatz: nutzt ein Steuerpflichtiger ein Arbeitszimmer, 
das sich in einer Wohnung befindet, die von mehreren Per­
sonen angemietet wurde, kann der Steuerpflichtige grund­
sätzlich die anteiligen, auf das Arbeitszimmer entfallenden 
Kosten dennoch in voller Höhe ansetzen (sofern er die an­
teiligen Aufwendungen mindestens auch selbst in der Höhe 
getragen hat).
Nach diesem Grundsatz hat das Finanzgericht (FG) ein  
Urteil gefällt. Ein Steuerpflichtiger lebte zusammen mit seiner 
Partnerin in einem Einfamilienhaus. Beide hatten in diesem 

ein eigenes Arbeitszimmer. Beim Kläger handelte es sich bei 
dem Arbeitszimmer um den Mittelpunkt der beruflichen 
Tätigkeit. Bei der Einkommensteuerveranlagung machte 
der Steuerpflichtige sämtliche Kosten geltend, die mit dem 
Arbeitszimmer in Zusammenhang standen. Das Finanzamt 
erkannte diese nur hälftig an, da die Aufwendungen beiden 
Bewohnern des Hauses entstanden seien. Da sich der Steuer­
pflichtige in der Höhe der angegebenen Werbungskosten an 
den Kosten des gemeinsamen Hausstandes beteiligt hat, sind 
diese laut FG auch steuerlich zu berücksichtigen. Das Gericht 
hat die Revision zugelassen, da bislang keine höchstrichter­
liche Entscheidung über die Höhe des Werbungskosten­
abzugs bei einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft vorliegt.
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Bislang konnte nur für Photovoltaikanlagen bis 10 kWh (Kilo­
wattstunde) auf die ertragsteuerliche Erfassung verzichtet 
werden. Das Jahressteuergesetz 2022 sieht erhebliche Erleich­
terungen vor: Seit dem 01. Januar 2023 sind die Einnahmen 
und die private Nutzung steuerfrei: Es handelt sich dabei um 
Entnahmen aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen mit ei­
ner installierten Bruttonennleistung von max. 30 kWp (Kilo­
wattpeak) laut Marktstammdatenregister auf Einfamilien­
häusern und Gebäuden, die nicht zu Wohnzwecken dienen 
(z. B. Gewer beimmobilien). Diese Steuerbefreiung soll auch 
für Mehrfamilienhäuser und gemischt genutzte Gebäude 
(Wohn­ und Gewerbeeinheiten mit überwiegender Nut­
zung zu Wohnzwecken) bis zu einer Bruttonennleistung von  
15 kW(p) je Wohn­ und Gewerbeeinheit, max. 100 kW(p) pro 
Steuerpflichtigen respektive Mitunternehmerschaft gelten. Die 
Befreiung ist unabhängig von der Verwendung des erzeugten 
Stroms (Einspeisung, Mieterstrom, Aufladen von Kfz, usw.). 
Im Gegenzug dürfen Verluste aus Photovoltaikanlagen ab 
2023 nicht mehr geltend gemacht werden. Die Lieferung und 
die Installation von Photovoltaikanlagen nebst Stromspeicher 
unterliegen seit dem 01. Januar 2023 einem Steuersatz von 0 %. 
Voraussetzung: Die Installation erfolgt auf und in der Nähe 
von Privatwohnungen, Wohnungen, öffentlichen oder an­
deren Gebäuden, die für Tätigkeiten, die dem Gemeinwohl  
dienen, genutzt werden. Diese Voraussetzungen gelten 
als erfüllt, wenn die installierte Bruttonennleistung der 
Photovoltaik anlagen nicht mehr als 30 kW(p) beträgt, bezie­
hungsweise betragen wird.

Dass Einnahmen aus Photovoltaikanlagen in Zukunft steuer­
befreit sein sollen (§ 3 Nr. 72 EStG), dürfte die erbschaft­ und 
schenkungsteuerliche Verschonungsmöglichkeit von Photo­
voltaikanlagen weiter erschweren. 
Sprechen Sie uns, Ihre Steuerberater der meditaxa Group e. V.,  
auch hier bezüglich der möglichen Optionen an.
meditaxa Redaktion

Immobilienerbe wird teurer

Steuerliche Änderungen 2023:  
Photovoltaikanlagen

Die Übertragung von Immobilienvermögen – etwa durch 
Schenkungen und Erbschaften – wird teurer: Änderungen 
im Bewertungsgesetz können dazu führen, dass bei der Wert­
ermittlung einer Immobilie der steuerliche Wert ab Jahres­
anfang 2023 höher angesetzt werden muss. Ziel ist eine ver­
kehrswertnähere Bewertung. Dadurch könnten Erbschaft­, 

Schenkung­ und Grunderwerbsteuer höher ausfallen.
Quelle: Jahressteuergesetz 2022

Lassen Sie sich vorab über mögliche umsatzsteuerliche Kon-

sequenzen, z. B. das Recht auf Vorsteuerabzug, beraten. Das 

deutsche Umsatzsteuergesetz kennt bislang kein Recht auf 

Vorsteuerabzug bei einer steuerpflichtigen Leistung, deren 

Steuersatz 0 % ist. Betreiber kleinerer Photovoltaikanlagen bis 

10 kWp und vergleichbarer Blockheizkraftwerke bis 2,5 kWp 

können bereits einen Antrag auf Liebhabereibetrieb stellen.

Auch hier sollte man sich vor Antragstellung beim Finanzamt 

von Experten beraten lassen: Bei der Ausübung des Wahl-

rechts wird für zukünftige Übertragungen die erbschaft- und 

schenkungsteuerliche Verschonung (§§ 13a, 13b ErbStG) 

versagt, da die Photovoltaikanlage von Anfang an als ertrag-

steuerliches Privatvermögen gilt. Das bedeutet auch, wenn 

eine Photovoltaikanlage in der Vergangenheit unter Anwen-

dung der erbschaft- oder schenkungsteuerlichen Ver schonung  

übertragen wurde, der Antrag rückwirkend die Verschonung 

entfallen lässt.

HINWEIS

Die politischen Parteien sind im Gespräch, im Gegenzug die 

entsprechenden Freibeträge zu erhöhen.

HINWEIS
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Quereinsteiger willkommen

Das Wort Fachkräftemangel ist mancherorts gleichbedeutend 
mit Praxisschließung. Laut einer Befragung der Kassenärzt­
lichen Vereinigung Bremen hat jede dritte Arztpraxis den  
Praxisbetrieb eingeschränkt, da es nicht genügend Medizini­
sche Fachangestellte (MFA) gab. 17 Prozent gaben sogar an, 
eine Praxisschließung aufgrund zu vieler unbesetzter Stellen 
in Erwägung zu ziehen. Fachfremde Quereinsteiger könnten 
hier neue Perspektiven schaffen: Kommunikativ, gut organi­
siert und geschult im Umgang mit Menschen bieten z. B. Quer­
einsteigende aus sozialen Berufen oder der Touristikbranche  

gute Softskills, die ein Zugewinn für das Praxisteam sein kön­
nen. Die Lernbereitschaft und die Aufnahmefähigkeit sollten  
zudem hoch sein, um sich medizinische Grundlagen anzueig­
nen. Wer Quereinsteiger aufgrund von Fachkräftemangel in 
Betracht zieht, sollte eine sorgfältige Einarbeitung – auch mit­
tels Leitfaden – leisten können und eine realistische Erwar­
tungshaltung besitzen: Ein PVS* ist nicht selbsterklärend und 
die übertragbaren Aufgaben bewegen sich in einem kleinen  
Radius: Terminvergaben und Telefondienst, Organisation der 
Sprechstunden, Warenwirtschaft und Hilfstätigkeiten. Aber 
allein die Delegation dieser Aufgaben kann den Fachange­
stellten bereits eine große Last von den Schultern nehmen.

Wird eine quereinsteigende Person innerhalb des Teams als 
absolute Bereicherung empfunden und der langfristige Einsatz 
erscheint beiden Seiten möglich, kann eine Umschulung zur 
vollumfänglich einsetzbaren medizinischen Fachkraft ein kon­
struktiver Lösungsansatz  gegen den Fachkräftemangel sein.
meditaxa Redaktion; *Praxisverwaltungssystem

Für fachfremdes Personal mit eingeschränktem Tätigkeit-

feld gilt der Immunitätsnachweis gegen Masern und je nach  

aktueller gesetzlicher Regelung auch gegen COVID-19. Der 

Handlungsrahmen darf nicht auf Aufgaben ausgedehnt wer-

den, die eine medizinische Qualifikation voraussetzen, wie  

z. B. Impfungen oder Wundversorgung.

HINWEIS

Reform  
der MTA-Ausbildung
Seit Januar gelten durch das sogenannte MTA­Reformgesetz 
neue Regelungen für die Ausbildungen innerhalb der medi­
zinischen Technologie. Die Reform soll die Attraktivität der 
medizinischen Assistenzberufe fördern. Abgesehen von der 
angemessenen Vergütung sieht das Gesetz mehr praktische 
Ausbildungszeiten vor, in die neue technische, medizinische 
und wissenschaftliche Erkenntnisse integriert werden sollen. 
Ausbildungseinrichtungen müssen in Zukunft gesetzlich vor­
geschriebene Mindestanforderungen erfüllen, um die Berufe 
innerhalb der medizinischen Technologie – Laboratorium­
sanalytik, Radiologie, Funktionsdiagnostik und Veterinär­
medizin – zu stärken. Auch die Berufsbezeichnung hat sich 
mit dem MTA­Reformgesetz geändert: medizinische Tech­
nologin, bzw. medizinischer Technologe im jeweiligen Beruf.

Lohnt sich Social Media  
 zur Rekrutierung?
Junge Arbeitssuchende nutzen Social Media­Plattformen  
selten für die Suche nach Jobangeboten. Das zeigt der Azubi­
Report des Internetportals Ausbildung.de. 
Lediglich 13 Prozent der Befragten gaben an, dass ihre  
Berufswahl durch Social Media beeinflusst wurde, hiervon 
wusste ein Viertel aber noch nicht einmal, ob der aktuelle 
Arbeit geber überhaupt ein Social Media­Profil hat. Anhand 
dieser Erhebung kann man davon ausgehen, dass Social  
Media­Kanäle tendenziell zum passiven Konsum und nicht 
zur aktiven Suche genutzt werden. Der effektive Nutzen  
eines eigens für die Rekrutierung angelegten Praxisprofils 
sollte vorab überdacht werden, denn schließlich will eine  
Präsenz in den Sozialen Medien auch aufwendig gepflegt  
werden, wenn sie überzeugen soll.
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Werbung für Behandlung allein per Online-Fragebogen  
ist unzulässig

ePA (elektronische Patientenakte)
0,5 Prozent der 73 Millionen gesetzlich Versicherten nutzen 
freiwillig die ePA. Das ergab eine repräsentative Umfrage des 
Branchenverbandes Bitkom im letzten Jahr. Bislang müssen 
sich gesetzlich Versicherte bei ihrer gesetzlichen KV registrie­
ren, um eine ePA zu erhalten. Zukünftig sollen alle gesetzlich 
Versicherten automatisch eine ePA erhalten, sofern sie dieser 
nicht aktiv widersprechen. Einen entsprechenden Prüfauftrag 
für eine Opt­Out­Lösung erhielt die gematik, derzeit werden  
bei dem angestrebten Verfahren vier Opt­Out­Optionen ge­
prüft: die Bereitstellung der Akte, der Zugriff auf die ePA, 
ihre Befüllung und die pseudonymisierte Datenweitergabe 
zu Forschungszwecken. Die Gesellschafterversammlung der 
gematik hat neben dem Prüfauftrag auch beschlossen, dass 
der elektronische Medikationsplan und die elektronische 
Patienten kurzakte in die ePA integriert werden sollen.

eRezept
Der Rollout des eRezepts wurde Ende letzten Jahres von 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung gestoppt, weil die 
Kassen ärztlichen Vereinigungen der Pilotregionen Westfalen­
Lippe und Schleswig­Holstein das Vorhaben nicht mehr aktiv 
unterstützten. Die von der gematik zur Verfügung gestellte 
eRezept­App ist zu wenig verbreitet. Die meisten Patienten 
haben nicht die für die Nutzung notwendige elektronische  
Gesundheitskarte (eGK) der neusten Generation oder die 
hierzu erforderliche PIN. Letztere ist aktuell nur über eine 
Vor­Ort­Identifikation in der Filiale der zuständigen Kasse 
oder per Post­Ident erhältlich. Die bisher einzige Alternati­
ve, nämlich die Vorlage der eGK in der Apotheke, hatte der 
Bundes datenschutzbeauftragte aufgrund von Sicherheits­
bedenken abgelehnt. Eine Neuregelung ist Mitte des Jahres zu 
erwarten.
meditaxa Redaktion

Die Werbung für medizinische Fernbehandlungen, bei denen  
für die Diagnose und Verschreibung von Medikamenten  
allein ein Online­Fragebogen ausgefüllt wird, verstößt gegen 
§ 9 S. 1 HWG. Wird eine medizinische Fernbehandlung an­
geboten, stellt das Weglassen der Information über den Sitz 
des Anbieters im Ausland eine Irreführung durch Unter­
lassen im Sinne von § 5a UWG dar. Bei der Einreichung  
eines Online­Fragebogens erfolgt keine persönliche Wahr­
nehmung der einreichenden Person durch behandelnde Ärzte. 
Dies entspricht nicht den anerkannten fachlichen deutschen 
Standards, die auch für Fernarztdienstleistungsunternehmen 

mit Sitz im Ausland gelten. Der Ausnahmetatbestand von  
§ 9 S. 2 HWG greift hier nicht. Wird auf der Internetseite eines  
Fernarztdienstleistungsunternehmens nicht ausreichend zum 
Ausdruck gebracht, dass das Unternehmen seinen Sitz nicht 
in Deutschland hat, besteht eine Irreführung hinsichtlich des 
geltenden Behandlungsstandards, und den Verbrauchern 
werden wesentliche Informationen vorenthalten. Es ent­
steht dann der nicht zutreffende Eindruck, dass es sich um  
Tele medizinanbieter handelt, bei denen in Deutschland vor­
gesehene Standards anzuwenden sind.
Quelle: OLG Köln, Urteil vom 10.06.2022 ­ 6 U 204/21

Nachbesserungen zum „e“
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Beitragsbemessungsgrenzen, Sachbezugswerte  
und Künstlersozialabgabe 2023

Mit den neuen Rechengrößen in der Sozialversicherung  
werden die für das Versicherungsrecht sowie für das Beitrags­ 
und Leistungsrecht in der Sozialversicherung maßgebenden 
Grenzen bestimmt. Für das Jahr 2023 gelten folgende Rechen­
größen:
• Arbeitnehmer sind nicht gesetzlich krankenversiche-

rungspflichtig, wenn sie im Jahr mehr als 66.600 € bzw. im 

Monat mehr als 5.550 € verdienen.

• Die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge werden 

von jährlich höchstens 59.850 € bzw. von monatlich höchstens  

4.987,50 € berechnet.

• Die Bemessungsgrenze für die Renten- und Arbeitslosen-

versicherung beträgt 87.600 € in den alten Bundesländern 

(aBL) bzw. 85.200 € in den neuen Bundesländern (nBL) im 

Jahr. Die Renten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge  

werden von höchstens 7.300 € (aBL) bzw. 7.100 € (nBL)  

monatlich berechnet.

• Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung ist auf 3.395 € 

(aBL) bzw. 3.290 € (nBL) monatlich, also 40.740 € (aBL) bzw. 

39.480 € (nBL) jährlich festgelegt.

• Die Geringfügigkeitsgrenze liegt seit dem 01.10.2022 bei 

520 € monatlich.

Der allgemeine Beitragssatz für die Krankenversicherung  
beträgt weiterhin 14,6 % (zzgl. individuellem Zusatzbeitrag 
je nach Krankenkasse). Auch der Rentenversicherungs­
beitragssatz bleibt bei 18,6 %, der Beitragssatz für die Arbeits­
losenversicherung liegt bei 2,6 %. Der Beitragssatz für die 

Pflegeversicherung beträgt weiterhin 3,05 %. Der Beitragssatz 
zur Pflegeversicherung für Kinderlose, die das 23. Lebensjahr  
bereits vollendet haben, beträgt weiterhin 3,4 %. Der Beitrags­
zuschlag für Kinderlose, den der Arbeitnehmer weiterhin  
allein trägt, bleibt bei 0,35 % bestehen. Kinderlose Versicherte 
tragen seit 2022 (1,525 % + 0,35 % =) 1,875 %, die Arbeitgeber 
weiterhin 1,525 %.
Beiträge zur Kranken­, Pflege­, Renten­ und Arbeits­
losenversicherung sind – wie auch der Zusatzbeitrag, wenn 
die Krankenversicherungen einen solchen erheben – seit 
dem 01.01.2019 wieder je zur Hälfte von Arbeitgebern und  
Beschäftigten zu tragen (Ausnahmen gelten für das Bundes­
land Sachsen: Hier trägt der Arbeitnehmer 2,025 % und der 
Arbeitgeber 1,025 % des Beitrags zur Pflegeversicherung).
Sachbezugswerte: Der Wert für Verpflegung erhöht sich ab 
2023 von 270 Euro auf 288 Euro monatlich. Demnach sind 
für vergünstigte oder unentgeltliche Mahlzeiten 2 Euro für 
ein Frühstück und 3,80 Euro für ein Mittag­ oder Abend­
essen pro Kalendertag anzusetzen. Der Wert für die Unter­
kunft erhöht sich von 241 Euro auf 265 Euro. Bei einer freien  
Wohnung gilt grundsätzlich der ortsübliche Mietpreis.  
Besonderheiten gelten für die Aufnahme im Arbeitgeber­
haushalt bzw. für Jugendliche und Auszubildende und bei  
Belegung der Unterkunft mit mehreren Beschäftigten.
• Künstlersozialabgabe: Die Künstlersozialabgabe wird als 

Umlage erhoben. Nachdem 2022 keine Anpassung erfolgte,  

erhöht sich der Beitrag im Jahr 2023 nun auf 5 %.
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Krankenhauspflegeentlastungsgesetz verabschiedet  

Aus dem Jahressteuergesetz 2022:  
Anpassung von Pauschalen und Freibeträgen

Für Ausstattungs­ und Betriebskosten der Telematik­
infrastruktur erhalten Praxen ab Juli 2023 statt einzelner 
Erstattungs beträge eine monatliche Pauschale. Die KBV soll 
deren Höhe und Leistungsumfang mit dem GKV­Spitzenver­
band aushandeln. Alle zwei Jahre sollen die Vertragspartner 
die Verhandlungen neu aufnehmen, um Preisentwicklungen, 
neue TI­Anwendungen und ­Dienste zu berücksichtigen.  
Außerdem sollen niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
künftig problemlos TI­Produkte unterschiedlicher Herstel­
ler nutzen können (zum Beispiel Konnektoren). Dies sind 
zwei der Änderungen, die der Bundestag mit dem Gesetz zur 
Kranken hauspflegeentlastung (KHPflEG) auf den Weg ge­
bracht hat. Das Gesetz betrifft vornehmlich die Ausstattung 
der Krankenhäuser mit Pflegepersonal, die Finanzierung 
der stationären Versorgung von Kindern und Jugendlichen 
sowie von Geburtshilfeabteilungen. Für ambulante Opera­
tionen, die von Vertragsärzten und Krankenhäusern durch­
geführt werden, wird es künftig sog. Hybrid­DRGs geben. 
Der Gesetz geber hat die KBV, den GKV­Spitzenverband und 
die DKG beauftragt, bis Ende März 2023 Leistungen aus dem 
AOP­Katalog auszuwählen, die mit sektorengleichen Pau­
schalen vergütet werden können, und die Höhe sowie den In­
halt der Leistungspauschalen zu vereinbaren. Darüber hinaus 
können Krankenhäuser mit Inkrafttreten des neuen Gesetzes 

Patienten ohne Übernachtung tagesstationär behandeln. Die 
Krankenkassen werden verpflichtet, elektronische Gesund­
heitskarten mit NFC­Funktion zum kontaktlosen Austausch 
von Daten über kurze Distanzen und einer PIN auszugeben. 
Die gematik erhält die Aufgabe, die Erprobungs­ und Einfüh­
rungsphasen von TI­Anwendungen zu planen, durchzuführen  
und zu unterstützen. Damit soll ein geordnetes strukturiertes 
Verfahren für den Roll­out von neuen Anwendungen in der 
Versorgung sichergestellt werden. Vom 03.12.2022 an müssen 
in Vorständen der Kassenärztlichen Vereinigungen und der 
KBV, die aus mehreren Personen bestehen, mindestens eine 
Frau und ein Mann vertreten sein. Vorstände, die vor dem 
03.12.2022 gewählt wurden oder die bereits im Amt sind, sind 
von der Regelung ausgenommen. 
Quelle: Gesetzesbeschluss des Bundestages vom 02.12.2022

Regelungen für ein häusliches Arbeitszimmer: 
Aufwendungen dafür sind – soweit der Mittelpunkt der Tä­
tigkeit im Arbeits zimmer liegt – auch dann abziehbar, wenn 
für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit ein anderer Ar­
beitsplatz zur Verfügung steht. Zur Erleichterung soll in die­
sen Fällen auch die Wahl eines pauschalen Abzugs in Höhe 
von 1.260 Euro im Jahr möglich sein. Damit soll 
sichergestellt werden, dass Steuerpflichtige nicht 
schlechter gestellt werden als solche, die nur die 
Homeoffice­Pauschale abziehen. Durch die Fortfüh­
rung und Verbesserung der Homeoffice­Pauschale 
können Steuerpflichtige dauerhaft für 
jeden Kalendertag, an dem 
sie ausschließlich zuhause 
arbeiten, einen Betrag von 

sechs Euro geltend machen – ab 2023 maximal 1.260 statt 
bisher 600 Euro. Damit sind künftig 210 Homeoffice­Tage 
begünstigt. Die Regelung gilt auch, wenn kein häusliches Ar­
beitszimmer zur Verfügung steht. 
Weitere Anpassungen: 
Der Arbeitnehmer­Pauschbetrag bei den Werbungs­

kosten steigt ab 01.01.2023 von 1.200 auf  
1.230 Euro. Der Entlastungsbetrag für Alleinerzie­
hende wird von 4.008 Euro auf 4.260 Euro angeho­

ben. Der Sparer­Pauschbetrag für Zins­ 
und Kapitaleinkünfte wird von 801 Euro 
auf 1.000 Euro erhöht. Der Ausbildungs­
freibetrag steigt von 924 auf 1.200 Euro.
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1.	 „Anzeigenauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen ist das Angebot über die Veröf-
fentlichung einer oder mehrerer Anzeigen eines Werbung-
treibenden oder sonstigen Inserenten in einer Druckschrift 
zum Zweck der Verbreitung.

2.	 Anzeigen sind im Zweifel zur Veröffentlichung innerhalb  
eines Jahres nach Vertragsabschluss abzurufen. Ist im Rah-
men eines Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner An-
zeigen eingeräumt, so ist der Auftrag innerhalb eines Jah-
res seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln.

3.	 Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Auf-
tragnehmer nicht zu vertreten hat, so hat der Auftragge-
ber, unbeschadet etwaiger weiterer Rechtspflichten, den 
Unterschied zwischen dem gewährten und dem der tat-
sächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass dem Auf-
tragnehmer zu erstatten. Die Erstattung entfällt, wenn die 
Nichterfüllung auf höherer Gewalt im Risikobereich des 
Verlages beruht.

4.	 Aufträge für Anzeigen, die erklärtermaßen ausschließlich 
in bestimmten Nummern, bestimmten Ausgaben oder an 
bestimmten Plätzen der Druckschrift veröffentlicht wer-
den sollen, müssen so rechtzeitig beim Auftragnehmer 
eingehen, dass dem Auftraggeber noch vor Anzeigen-
schluss mitgeteilt werden kann, wenn der Auftrag auf diese 
Weise nicht auszuführen ist.

5.	 Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung 
nicht als Anzeigen erkennbar sind, werden als solche vom 
Auftragnehmer mit dem Wort „Anzeige“ deutlich kennt-
lich gemacht.

6.	 Der Auftragnehmer behält sich vor, Anzeigenaufträge im 
Rahmen eines Abschlusses wegen des Inhalts, der Her-
kunft oder der technischen Form nach einheitlichen, 
sachlich gerechtfertigten Grundsätzen des Auftragneh-
mer abzulehnen, wenn deren Inhalt gegen das Gesetz 
oder behördliche Bestimmungen verstößt oder deren 
Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. Dies gilt 
auch für Aufträge, die bei Geschäftsstellen, Annahmestel-
len oder Vertretern aufgegeben werden. Die Ablehnung 
eines Auftrages wird dem Auftraggeber unverzüglich 
mitgeteilt.

7.	 Für die rechtzeitige Lieferung fehler-, virenfreier und den 
vertraglichen Vereinbarungen einwandfreier, geschlosse-
ner Druckunterlagen ist der Auftraggeber verantwortlich. 
Für erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druckunter-
lagen fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Auf-
tragnehmer gewährleistet die für den belegten Titel übliche 
Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunterlagen 
gegebenen Möglichkeiten.

8.	 Reklamationen müssen vom Auftraggeber bei offensicht-
lichen Mängeln innerhalb von zwei Wochen nach Eingang 
der Rechnung geltend gemacht werden. Nicht offensicht-
liche Mängel müssen Kaufleute spätestens ein Jahr nach 
Veröffentlichung der Anzeige reklamieren. Bei fehlerhaf-
tem Abdruck einer Anzeige, trotz rechtzeitiger Lieferung 
einwandfreier Druckunterlagen und rechtzeitiger Rekla-
mation, kann der Auftraggeber den Abdruck einer ein-
wandfreien Ersatzanzeige verlangen (Nacherfüllung). Der 
Anspruch auf Nacherfüllung ist ausgeschlossen, wenn dies 
für den Auftragnehmer mit unverhältnismäßigen Kosten 
verbunden ist. Lässt der Auftragnehmer eine ihm gesetzte 
angemessene Frist verstreichen, verweigert er die Nach-
erfüllung, ist die Nacherfüllung dem Auftraggeber nicht 
zumutbar oder schlägt sie fehl, so hat der Auftraggeber 
das Recht, vom Vertrag zurückzutreten oder Zahlungs-
minderung in dem Ausmaß geltend zu machen, in dem 
der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Gewährleis-
tungsansprüche von Kaufleuten verjähren zwölf Monate 
nach Veröffentlichung der entsprechenden Anzeige. Der 
Auftragnehmer haftet für vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verursachte Schäden, für Schäden aus schuldhafter Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie 
für Schäden aufgrund mindestens leicht fahrlässiger Ver-
letzung einer Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Werbeauftrags überhaupt erst ermög-
licht, deren Verletzung die Erreichung des Vertragszwecks 
gefährdet und auf deren Einhaltung der Auftraggeber 
regelmäßig vertraut. Die Schadenersatzpflicht ist – abge-
sehen von der Haftung für Vorsatz und schuldhafter Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit – auf 
den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden  

begrenzt. Im Übrigen sind Schadenersatzansprüche ge-
gen den Auftragnehmer unabhängig vom Rechtsgrund 
ausgeschlossen. Soweit die Haftung des Auftragnehmers 
nach den vorstehenden Regelungen ausgeschlossen oder 
beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung 
ihrer Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen. Die 
Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt hier-
von unberührt. Schadensersatzansprüche von Kaufleuten 
gegen den Auftragnehmer verjähren, abgesehen von An-
sprüchen aus unerlaubter oder vorsätzlicher Handlung, 
nach zwölf Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Auf-
traggeber von den den Anspruch begründenden Umstän-
den Kenntnis erlangt hat oder hätte erlangen müssen.

9.	 Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch ge-
liefert. Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die 
Richtigkeit der zurückgesandten Probeabzüge. Der Auf-
tragnehmer berücksichtigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm 
innerhalb der bei der Übersendung des Probeabzuges ge-
setzten Frist mitgeteilt werden.

10.	Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so 
wird die nach Art der Anzeige übliche, tatsächliche Ab-
druckhöhe der Berechnung zugrunde gelegt.

11.	Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird 
die Rechnung sofort, möglichst bis 8 Tage nach Veröffent-
lichung der Anzeige übersandt. Die Rechnung ist inner-
halb der aus der Preisliste ersichtlichen vom Empfang der 
Rechnung an laufenden Frist zu 
bezahlen, sofern nicht im einzel-
nen Fall eine andere Zahlungsfrist 
oder Vorauszahlung vereinbart ist. 
Die Bezahlung kann per Überwei-
sung erfolgen. Die grundsätzliche 
Akzeptanz der jeweiligen Bezahl-
möglichkeiten ist dem jeweiligen 
Angebot zu entnehmen.

12.	Bei Zahlungsverzug oder Stundung 
werden Zinsen gemäß § 288 BGB 
sowie die Einziehungskosten be-
rechnet. Der Auftragnehmer kann 
bei Zahlungsverzug die weitere  
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Ausführung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zu-
rückstellen und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung 
verlangen. Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zah-
lungsfähigkeit des Auftraggebers ist der Auftragnehmer 
berechtigt, auch während der Laufzeit eines Anzeigenab-
schlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne Rück-
sicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von 
der Vorauszahlung des Betrages und von dem Ausgleich 
offenstehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen.

13.	Kosten für die Anfertigung bestellter Druckunterlagen so-
wie für vom Auftraggeber gewünschte oder zu vertretende 
erhebliche Änderungen ursprünglich vereinbarter Aus-
führungen hat der Auftraggeber zu tragen.

14.	Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts und unter Ausschluss des 
Kollisionsrechts. Erfüllungsort ist der Sitz des Auftragneh-
mers. Gerichtsstand für Klagen gegen Kaufleute, juristische 
Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtli-
che Sondervermögen ist der Sitz des Auftragnehmers.

15.	Eine etwaige Unwirksamkeit einer oder mehreren Bestim-
mungen dieser AGB lässt die Wirksamkeit der übrigen Be-
stimmungen unberührt.

16.	Bei fernmündlich aufgegebenen Bestellungen und Ände-
rungen übernimmt der Auftragnehmer keine Haftung für 
die Richtigkeit der Wiedergabe. Er haftet jedoch bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. Abbestellungen müssen 
schriftlich erfolgen. Bei Abbestellung einer bereits gesetz-
ten Anzeige werden die bereits entstandenen Satzkosten 
berechnet. Hinweis: Ein Widerrufsrecht besteht nicht, da 
die vorliegenden Leistungen auf einer individuellen Aus-
wahl sowie auf die persönlichen Bedürfnisse des Auftrag-
gebers zugeschnittene Leistungen darstellen.

17.	Der Auftragnehmer wendet bei Entgegennahme und Prü-
fung der Anzeigentexte die geschäftsübliche Sorgfalt an, 
haftet jedoch nicht, wenn er von den Auftraggebern irre-
geführt oder getäuscht wird. Der Auftraggeber ist für den 
Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der Anzeige verant-
wortlich. Er stellt den Auftragnehmer von allen Ansprü-
chen Dritter wegen Urheberrechts-, Persönlichkeitsrechts-, 
Markenrechts- oder anderer Schutzrechtsverletzungen  

vollständig frei, einschließlich der angemessenen Kosten 
zur Rechtsverteidigung.

18.	Der Auftragnehmer ist nicht zur Prüfung verpflichtet, ob 
ein Anzeigenauftrag die Rechte Dritter beeinträchtigt. 
Wird der Auftragnehmer (z. B. durch gerichtliche Ent-
scheidung) zum Abdruck einer Gegendarstellung ver-
pflichtet, hat der Auftraggeber die Kosten nach der gülti-
gen Anzeigenpreisliste zu tragen. Der Auftragnehmer ist 
nicht verpflichtet, Aufträge und Anzeigen daraufhin zu 
prüfen, ob durch sie Rechte Dritter beeinträchtigt wer-
den. Erscheinen sistierte Anzeigen, so stehen auch dem 
Auftraggeber daraus keinerlei Ansprüche gegen den Auf-
tragnehmer zu. Der Auftragnehmer erkennt Zahlungs-
minderung oder Ersatzansprüche nicht an, wenn bei 
Wiederholung von Insertionen der gleiche Fehler unter-
läuft, ohne dass zuvor nach Ersterscheinen der fehler-
haften Insertion eine sofortige Richtigstellung seitens des 
Auftraggebers erfolgt war.

19.	Sind etwaige Mängel in den Druckunterlagen nicht sofort 
erkennbar, sondern werden dieselben erst beim Druckvor-
gang deutlich, so hat der Werbungtreibende bei ungenü-
gendem Abdruck keine Ansprüche an den Auftragnehmer. 
Das gleiche gilt bei fehlerhaften Wiederholungsanzeigen, 
wenn der Werbungtreibende den Auftragnehmer nicht vor 
Drucklegung der nächstfolgenden Anzeige auf den Fehler 
hinweist.

20.	Bei Änderungen der Anzeigenpreise treten mangels ande-
rer Vereinbarungen die neuen Bedingungen auch für lau-
fende Aufträge sofort in Kraft.

21.	Bei Nichterscheinen im Falle höherer Gewalt oder bei Stö-
rung des Arbeitsfriedens erlischt jede Verpflichtung auf 
Erfüllung von Aufträgen und auf Leistung von Schadens-
ersatz. Insbesondere wird auch kein Schadensersatz für 
Nichtveröffentlichung oder nicht rechtzeitig veröffentlich-
te Anzeigen geleistet. Wird infolge höherer Gewalt oder 
Störung des Arbeitsfriedens dem Auftragnehmer die Er-
füllung eines Auftrages unmöglich, so erlischt seine Ver-
pflichtung zur Erfüllung dieses Auftrages. Ein Anspruch 
auf Schadensersatz steht dem Auftraggeber in diesen Fäl-
len nicht zu.

22.	Die Rechnungsdaten werden elektronisch gespeichert.
23.	Der Auftragnehmer behält sich vor, die vereinbarte Leis-

tung per Briefpost oder auf elektronischem Weg per E-Mail  
in Rechnung zu stellen.

24.	Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, für Anzei-
gen Sonderpreise festzulegen.

25.	Für die Berechnung des Anzeigenraumes ist das Produkt 
aus der Differenz zwischen dem tiefsten und höchsten 
Punkt der Anzeige mal der insgesamt beanspruchten Spal-
tenzahl maßgeblich.

26.	Datenschutz: Ihre personenbezogenen werden zum Zweck 
der Vertragsdurchführung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. b) Daten-
schutzgrundverordnung erhoben und grundsätzlich für 
die Vertragslaufzeit bzw. bis zu Ihrem Widerruf gespei-
chert, sofern keine Aufbewahrungsfrist oder ein berech-
tigtes Interesse eine längere Speicherdauer erforderlich 
macht. Für Direktwerbung verwenden wir Ihre Mail-Ad-
resse für Anzeigenangebote, wenn Sie diese angegeben 
haben. Falls Sie keine E-Mail-Werbung mehr auf dieser 
Grundlage erhalten wollen, können Sie jederzeit der Di-
rektwerbung unter mink@meditaxa.de widersprechen. 
Sie haben das Recht, per Mail an mink@meditaxa.de 
oder postalisch an: meditaxa Group e. V., Brunshofstr. 12,  
45470 Mülheim unentgeltlich Auskunft zu erhalten, welche 
Daten über Sie gespeichert sind und zu welchem Zweck 
die Speicherung erfolgt. Zusätzlich haben Sie das Recht auf 
Berichtigung oder Löschung oder 
auf Einschränkung der Verarbei-
tung oder ein Widerspruchsrecht 
gegen die Verarbeitung sowie ein 
Recht auf Datenübertragbarkeit 
im Rahmen der DSGVO und dem 
neuen BDSG. Ein Löschen oder 
ein Widerspruch bzw. eine Ein-
schränkung der Verarbeitung der 
Daten kann zur Folge haben, dass 
die Vertragsleistung nicht erfüllt 
werden kann.



Das Fachmagazin für das Gesundheitswesen
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Beratung und Buchung 
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Carolin Mink 
Tel.: 06202 409 097-1 
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Herausgeber und Rechnungsstelle 
meditaxa Group e. V. 
Brunshofstr. 12 | 45470 Mülheim
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Bankverbindung 
meditaxa Group e. V. | Sparkasse Oberhessen 
IBAN DE88 5185 0079 0120 0547 08 | BIC HELADEF1FRI

Zahlungsbedingungen 
Zahlbar netto sofort nach Rechnungserhalt

Mehrwertsteuer: 
Alle Preise verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.  
Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen wird der jeweils gültige  
Mehrwertsteuersatz gesondert auf der Rechnung ausgewiesen.
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